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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— NT. 6. 


(Nr. mai Gefeh wegen Ermäßigung der Meßabgabe zu Frankfurt a. d. O. Vom 23. März 
si S 1878: 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: Gë 8. 1 


Die . „ welche in Frankfurt a. d. O. von den zu den dortigen Meſſen 
eingehenden Waaren auf Grund der $$. 30. d. und 49. der „Revidirten Meß⸗ 
ordnung vom 31. Mai 1832.“ (Geſetz-Samml. S. 149. ff.) mit zwei Silber- 
groſchen für den Zentner inländiſcher oder fremder verſteuerter, im freien Ver⸗ 
ehr befindlicher Waaren, und mit fünf Silbergroſchen für den Zentner unver- 
zollter ausländiſcher Waaren als Beitrag zu den Meßkoſten zu erheben ift, wird 
vom 1. April 1873. ab für alle zu den Meſſen in Frankfurt a. d. O. eingehenden 
Waaren, ſoweit fie nicht nach §. 30. a. a. O. von der Abgabe befreit det, auf 
den Betrag von Einem Silbergroſchen für den Zentner Brutto feſtgeſetzt. 


$. 2. f 
Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f 


Gegeben Berlin, den 23. März 1873. 


(L. S. Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. 
E 
Jahrgang 1873. (Nr. 8108105.) 16 (Nr. 8105.) 

Ausgegeben zu Berlin den 1. April 1873, 
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| 2 ge (Fr. 8105.) Geſetz, betreffend die Tagegelder und die Reiſekoſten der Staatsbeamten. Vom 

ge, 24. März 1873. 

ce Sate e, Wi „ f ee 

, ve ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 

„ Se mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
SH olgt: 


7 
b | LI 


LE be Ze „Die Staatsbeamten erhalten bei Dienftreifen Tagegelder nach den folgenden 


S 7 ätzen: 
„„ S Laie Sa AE een 10 Thaler, 
Leger e II. Beamte der erſten Rangtlaffe. nn. 6 
| III. Beamte der zweiten und dritten Rangklaſſ—— 5 . 
IV. Beamte der vierten und fünften Rangklaſſe 4 . 
V. Beamte, welche nicht zu obigen Klaſſen gehören, ſoweit ſie 
bisher zu dem Diätenſatze von 1 Thlr. 20 Sgr. beziehungs⸗ 
r EE SE 3 e 
VI. Subalternbeamte der Provinzial-, Kreis: und Lokalbehörden 
und andere Beamte gleichen Ranges 2 e 
§. 2. 


Erfordert eine Dienſtreiſe einen außergewöhnlichen Koſtenaufwand, ſo kann 
der Tagegelderſatz ($. 1.) von dem Verwaltungs⸗Chef angemeſſen erhöht werden. 


$. 3. 

Etatsmäßig angeſtellte Beamte, welche vorübergehend außerhalb ihres 
Wohnortes bei einer Behörde beſchäftigt werden, erhalten für die Dauer dieſer 
Beſchäftigung neben ihrer Beſoldung die im $. 1. feſtgeſetzten Tagelder. 

Nicht etatsmäßig angeſtellte Beamte haben im gleichen Falle auf die im 
F. 1. feſtgeſetzten a, nur für die Dauer der Hin- und Rückreiſe Anſpruch. 
Für die Dauer der Beſchäftigung werden die denſelben zu gewährenden Tage⸗ 
gelder durch die vorgeſetzte Behörde beſtimmt. 


$. 4. 
An Reiſekoſten, einſchließlich der Koſten der Gepäckbeförderung, erhalten: 
I. bei Dienſtreiſen, welche auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen gemacht 
werden können: 

1) die im F. 1. unter I. bis V. genannten Beamten für die 
T ⅛˙ .... a a 10 Sgr. 
und 1 Thlr. für jeden Zu⸗ und Abgang. 

Hat einer dieſer Beamten einen Diener auf die Reiſe mit⸗ 
genommen, ſo kann er für denſelben 5 Sgr. für die Meile bean⸗ 
ſpruchen 

2) die 
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DEN AL um. Benni fie. Ai Meile Zi 

i 25 fü jed a 8 * Ab e ` f , 
II. Bei Dienftreifen, welche nicht auf Dampfſchiffen oder Eiſenbahnen zurüd- 

gelegt werden können, erhalten: 
1) die im $. 1. unter I. bis IV. genannten Ze 
TFC 1 Thlr. 15 Sgr., 
2) die im §. 1. unter V. und VI. genannten Ze 


EE A Dee Beh Para e FF 


für die Meile. 


Haben erweislich höhere Reiſekoſten als die unter I. und II. feſtgeſetzten 
aufgewendet werden müſſen, ſo werden dieſe erſtattet. 


H. 5. 
Die Reiſekoſten werden für die Hin⸗ und Rückreiſe beſonders berechnet. 
Hat jedoch ein Beamter Dienſtgeſchäfte an verſchiedenen Orten unmittelbar nach 
einander ausgerichtet, ſo iſt der von Ort zu Ort wirklich zurückgelegte Weg un⸗ 
getheilt der Berechnung der Reiſekoſten zu Grunde zu legen. 


$. 6. 
Für Geſchäfte am Wohnorte des Beamten werden weder Tagegelder noch nn 
Reiſekoſten gezahlt; daſſelbe gilt von Geſchäften außerhalb des Wohnorts in einer 
Entfernung von nicht mehr als ½ Meile von demſelben. War der Beamte 
durch außergewöhnliche Umſtände genöthigt, ſich eines Fuhrwerks zu bedienen, oder 
waren ſonſtige nothwendige Unkoſten, wie Brücken- oder Fährgeld aufzuwenden, 
ſo ſind die Auslagen zu erſtatten. 
Für einzelne Ortſchaften kann durch den Verwaltungs ⸗Chef in Gemeinſchaft 
mit dem Finanzminiſter beſtimmt werden, daß den Beamten bei den außerhalb 
des Dienſtgebäudes vorzunehmenden Geſchäften die verauslagten Fuhrkoſten zu 
erſtatten ſind. 8 7 


Bei Berechnung der Entfernungen wird jede angefangene Fünftelmeile für 
eine volle Fünftelmeile gerechnet. ft 
Bei Reifen von mehr als einer Fünftelmeile, aber weniger als einer ganzen 


Meile, ſind die Fuhrkoſten für eine volle Meile zu gewähren. 
$. 8. 
Beamte, welche zum Zweck von Reiſen innerhalb ihres Amtsbezirks neben 
oder in ihrem Einkommen eine Pauſchſumme für Reiſekoſten oder Unterhaltun 
von Fuhrwerk oder Pferden beziehen, erhalten Tagegelder und Reiſekoſten na 
Maßgabe dieſes Geſetzes nur dann, wenn ſie Dienſtgeſchäfte außerhalb ihres 
Amtsbezirks ausgeführt haben. 


5 (Nr. 8105.) > 16* Mers 


E 


Werden Beamte, welche eine ſolche Pauſchſumme beziehen, wegen Urlaubs 
oder ſonſtiger Verhinderung vertreten, ſo haben dieſelben dem Stellvertreter an⸗ 
emeſſen zu entſchädigen. Dieſe Entſchädigung und die unter beſonderen Um⸗ 
ſtänden zuläſſigen Ausnahmen beſtimmt die vorgeſetzte Behörde. 


$. 9. 


Für Dienſtreiſen von Beamten, welche ſich im Vorbereitungsdienſt be⸗ 
Don werden Tagegelder und Reiſekoſten dann nicht gewährt, wenn die Reiſen 
CO zum Zwecke der Ausbildung dieſer Beamten erfolgen. Ob letzteres der 
Fall iſt, entſcheidet die vorgeſetzte Dienſtbehörde. 


| | $. 10. 


Iſt der perſönliche Rang eines Beamten ein höherer, als der mit dem 
Amte verbundene, fo tft der letztere für die Feſtſtellung der Tagegelder- und 
Reiſekoſtenſätze maßgebend. Beamte, welche im Range zwiſchen zwei Klaſſen 
ſtehen, erhalten die für die niedrigere Klaſſe beſtimmten Sätze. Für Beamte, 
denen ein beſtimmter Rang nicht verliehen iſt, entſcheidet der Verwaltungs⸗Chef 
in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter über die denſelben nach Maßgabe dieſes 
Geſetzes zu gewährenden Sätze. en zur ee e ee eee, map been, 
* * 5)” wann MED s. 11... - #7 2% ee 22%: ZIERT, 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1873. in Kraft. „ 
Alle demſelben entgegenſtehenden Beſtimmungen ſind aufgehoben, insbe⸗ 
ſondere: die Verordnung vom 28. Juni 1825. wegen Vergütigung der Diäten 
und Reiſekoſten für kommiſſariſche Geſchäfte in Königlichen Dienſtangelegen⸗ 
heiten (Geſetz⸗Samml. S. 163.) und der Erlaß vom 10. Juni 1848. über die 
Sen und Fuhrkoſten bei Dienftreifen der Staatsbeamten (Geſetz⸗Samml. 
er 


Wo in beſonderen Vorſchriften auf die hiernach aufgehobenen Beſtim⸗ 
mungen Bezug genommen wird, treten die entſprechenden Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes an deren Stelle. 3 

052. 


Die geſetzlichen und Verwaltungs⸗Vorſchriften, welche für einzelne Dienſt⸗ 
zweige oder Dienſtgeſchäfte bezüglich der den Beamten aus der Staatskaſſe zu 
gewährenden Tagegelder und Reiſekoſten ergangen ſind, bleiben vorläufig in 

raft. Eine Abänderung derſelben kann im Wege Königlicher Verordnung er⸗ 
Kar Die in dieſem Geſetze beſtimmten Sätze dürfen jedoch nicht überfchritten ` 
werden. 

‚. „Unter gleicher Beſchränkung kann die Gewährung von Tagegeldern und 
Reiſekoſten für einzelne Dienſtzweige oder Dienſtgeſchäfte auch fernerhin im Wege 
Königlicher Verordnung beſonders geregelt werden. 

Desgleichen können die Sätze von Tagegeldern und Reiſekoſten, welche den 
in Angelegenheiten der direkten Staatsſteuern berufenen Kommiſſionsmitgliedern 
und Abgeordneten zu gewähren ſind, im Wege der Königlichen Verordnung ge⸗ 
ändert oder neu beſtimmt werden. 

Die 
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Die Beſtimmung in den $$. 6. und 7. dieſes Geſetzes, wonach die Ent. 
fernung einer Fünftelmeile für die Berechtigung auf Tagegelder und Reiſekoſten, , 
ſowie deren Berechnung maßgebend iſt, findet mit der Geltung dieſes Geſetze s 
auch auf die vorerwähnten eden Vorſchriften entfprechende Anwendung. 74773 | 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem - = 
Königlichen Inſiegel. aue ae, eee mee, eee, N 

Gegeben Berlin, den 24. März 1873. eee. d e begebe, c , ue, e 


, ër 


ur hen eg Weeër ën deg ge Se: * 4 , Shan | 


en ae * 
(L. S.) as Kéi Wilhelm. * Zeie „ P Sech 


Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. RE | 
Leonhardt. Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. KRönigsmard. 73 x 
Das Po ue IP Bremse Ad ; — he. ` 
Sa — äech Dann eg, vi bn mee SIR | 
amen i,, wee en, ee. 4 


(Nr. 8106.) Gefeh, betreffend die Kautionen der Staatsbeamten. Vom 25. März 1873. mm, rn na | 
e GL * a. ate! be | 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen . — ze 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, —— —— 
was folgt: 
§. 1. 


Beamte, welchen die Verwaltung einer dem Staate gehörigen Kaſſe oder 
eines dem Staate gehörigen Magazins, oder die Annahme, die Aufbewahrung 
oder der Transport von, dem Staate gehörigen oder ihm anvertrauten Geldern 
oder geldwerthen Gegenſtänden obliegt, haben dem Staate für ihr Dienſtverhält⸗ 
niß Kaution zu leiſten. 

Daſſelbe gilt von ſolchen Beamten, welchen vermöge ihres Amtes ander⸗ 
weitig die Annahme, die Aufbewahrung oder der Transport fremder Gelder oder 
geldwerther Gegenſtände obliegt. 5. 


Sofern nach bisherigem Rechte gewiſſe Klaſſen von Staatsbeamten noch 
aus anderen, als den im F. 1 bezeichneten Gründen zur Stellung einer Amts 
kaution verpflichtet find, können dieſelben auch ferner dazu herangezogen werden. 


§. 3. 
Die Klaſſen der zur Kautionsleiſtung zu verpflichtenden Beamten und die 
nach Maßgabe der verſchiedenen Dienſtſtellungen 0 regelnde Höhe der von ihnen 
zu leiſtenden Amtskautionen werden durch Königliche Verordnung beſtimmt. 


$. 4. d 
Die Amtskaution iſt durch den kautionspflichtigen Beamten zu beſtellen. 


Die Beſtellung derſelben durch eine andere Perſon iſt zuläſſig, ſofern dem Staate 
(Nr. 8105-8106.) N an 
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an der Kaution dieſelben Rechte geſichert werden, welche ihm an einer durch den 
Beamten ſelbſt geſtellten Kaution zugeſtanden haben würden. 


a 


Die Amtskautionen find durch Verpfändung von auf den Inhaber lauten⸗ 
den Obligationen über Schulden des Staats oder des Deutſchen Reichs nach 
deren Nennwerthe zu leiſten. 

Die Verpfändung erfolgt durch Uebergabe zum Fauſtpfande. 


$. 6. 


Die Kautionen find bei denjenigen Kaſſen, welche zur Aufbewahrung der⸗ 
ſelben von den Verwaltungs⸗Chefs im Einverſtändniß mit dem Finanzminiſter 
werden beſtimmt werden, niederzulegen. Die Niederlegung der Werthpapiere 
erfolgt einſchließlich des dazu gehörigen Talons, beziehungsweiſe desjenigen 
Zinsſcheins an deſſen Inhaber die neue Zinsſchein⸗Serie ausgereicht wird. Die 
fauſtpfandlichen Rechte an den niedergelegten Werthpapieren ſind mit voller 
elt i Wirkung erworben, ſobald der Empfangsſchein über die Niederlegung 
ertheilt iſt. 

Die Zinsſcheine für einen vier Jahre nicht überſteigenden Zeitraum werden 
dem Kautionsbeſteller belaſſen, beziehungsweiſe nach Ablauf dieſes Zeitraums oder 
nach Ausreichung neuer Zinsſcheine verabfolgt. Die Einziehung der neuen Zins⸗ 
ſcheine erfolgt durch die Kaſſe. Letztere hat nicht die Verpflichtung, die Ausloo- 
ſung der niedergelegten Werthpapiere zu überwachen. 


$. 7. 


Die Beſtellung der Amtskaution iſt vor der Einführung des Beamten in 
das kautionspflichtige Amt zu bewirken. i 

In welchen Fällen die vorgeſetzte Dienſtbehörde ermächtigt iſt, den 
Beamten die nachträgliche, durch Anſammlung von Gehaltsabzügen zu bewir⸗ 
kende Beſchaffung der Kaution ausnahmsweiſe zu ee und in welcher Art 
dann die Anſammlung zu erfolgen hat, wird im Wege der Verordnung ($. 3.) 
beſtimmt. 

$. 8. 


Im Wege der Verordnung (§. 3.) wird die Höhe der Kaution auch für 
den Fall beſtimmt, daß ein Beamter gleichzeitig mehrere kautionspflichtige Aemter 
verwaltet. Soweit danach die Beſtellung einer Amtskaution und deren Verthei⸗ 
lung auf die einzelnen Aemter zu erfolgen hat, haftet die ganze Kaution für jedes 
einzelne Amt aushülfsweiſe. 

$. 9. 


Die für den Fall der Vereinigung mehrerer kautionspflichtigen Aemter 
in einer Perſon maßgebenden Vorſchriften ſind auch in dem Falle anwendbar, 
wenn ein kautionspflichtiger Beamter gleichzeitig ein kautionspflichtiges Amt im 
Dienſte des Deutſchen Reichs verwaltet. 9910 


3 


§. 10. 

Die Amtskaution haftet für alle von dem kautionspflichtigen Beamten aus 
ſeiner Amtsführung zu vertretenden Schäden und Mängel an Kapital und Zin⸗ 
ſen, ſowie an gerichtlichen und außergerichtlichen Koſten der Ermittelung des 
Schadens. SE 


Steht eine der nach F. 10. aus der Kaution zu deckenden Forderungen zur 
Exekution, fo iſt die dem kautionspflichtigen Beamten vorgeſetzte Dienstbehörde 
ohne Weiteres berechtigt, die verpfändeten Werthpapiere bis auf Höhe der For⸗ 
derung an einer Ba A des Deutſchen Reichs belegenen, von ihr zu beſtim⸗ 
menden Börſe außergerichtlich verkaufen zu laſſen. Der Kautionsbeſteller iſt in 
ſolchem Falle zur Ausantwortung der ihm belaſſenen noch nicht fälligen Zins⸗ 
ſcheine ($. 6.) verpflichtet. Iſt dieſe Ausantwortung von ihm nicht zu erlangen, 
ſo kann er zur Erlegung des Geldwerths der von ihm zurückbehaltenen Zins⸗ 
ſcheine in dem für die Beitreibung öffentlicher Abgaben vorgeſchriebenen Verfah⸗ 
ren zwangsweiſe angehalten werden. 

Der Staat iſt nicht verpflichtet, im Falle des Konkurſes die verpfändeten 
Werthpapiere in die Konkursmaſſe einzuliefern. 


F. 12. 


Nach Beendigung des kautionspflichtigen Dienſtverhältniſſes wird, ſobald 
amtlich feſtgeſtellt 10 daß aus demſelben Vertretungen nicht mehr zu leiſten ſind, 
die Kaution gegen Aushändigung des quittirten Empfangsſcheines oder, im Falle 
des 55 deſſelben, des gerichtlichen Amortiſations⸗ Dokuments zurück⸗ 
gegeben. 

= Von der Beibringung des gerichtlichen Amortiſations⸗Dokuments kann nach 
dem Ermeſſen der dem kautionspflichtigen Beamten vorgeſetzten Dienſtbehörde 
abgeſehen werden. 

$. 13. 

Die dem Staate geſtellten Amtskautionen ſolcher Beamten, welche nach 
Inhalt der im F. 3. erwähnten Verordnung zur Kautionsleiſtung entweder 
überhaupt nicht, oder nur bis zu einer geringeren Höhe verpflichtet find, werden 
zurückgegeben, beziehungsweiſe auf den in der Verordnung beſtimmten Betrag 
ermäßigt. 

$. 14. 


Beamte, welche zur Zeit des Erlaſſes der im §. 3. erwähnten Verordnung 
in einem Dienſtverhältniſſe ſtehen, für welches nach den bis dahin geltenden 
Vorſchriften es der Kautionsleiſtung entweder überhaupt nicht, oder nur in einer 
ECH eren Höhe, oder in einer anderen als der in dieſem Geſetze vorgeſchriebenen 

rt bedurfte, können, fo lange fie in derſelben dienſtlichen Stellung ohne Gehalts- 
erhöhung verbleiben, wider ihren Willen nicht dazu angehalten werden, nach 
Maßgabe der Beſtimmungen dieſes Geſetzes und der Verordnung (F. 3.) eine 
Kaution zu Bellen oder die geftellte Kaution zu erhöhen, beziehungsweiſe dieſelbe 
durch eine den Vorſchriften dieſes Geſetzes entſprechende Kaution zu erſetzen. 

(Nr. 8106-8107) In⸗ 
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iſt, den Mehrbetrag des Gehalts ganz oder zum Theil zur Anſammlung der 
Kaution zu verwenden, wird im Wege der Verordnung beſtimmt. 


$. 15. 

Bis zu einer gemäß den $$. 3. 7. 8. erfolgenden Abänderung im Wege 
der Verordnung behält es bezüglich der durch dieſelbe zu regelnden Verhältniſſe 
bei den bisherigen Vorſchriften ſein Bewenden, jedoch können Kautionserhöhungen, 
welche in Folge von Gehaltserhöhungen nothwendig geworden ſind, nach näherer 
von dem Reſſortchef in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter zu treffender 
Beſtimmung durch Anſammlung angemeſſener Gehaltsabzüge beſchafft werden. 

$. 16. 

Die Beſtimmungen in den $$. 52. bis 58. der Notariatsordnung für das 
vormalige ec Hannover vom 18. September 1853. (Hannoverſche Geſetz⸗ 
Samml. 1853. J. S. 345.) werden aufgehoben. 

Die Rückgabe der von den dortigen Notaren garen Kautionen erfolgt 
nach Maßgabe der Vorſchrift im zweiten Abſatze des H. 58. des angezogenen Geſetzes. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 25. März 1873. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. 


(Nr. 8107.) Allerhöchſter Erlaß vom 12. März 1873., betreffend die Aufhebung der Abgabe 
für das Befahren des Saarkanals. 


d. Ihren Bericht vom 10. d. M. beſtimme Ich, daß die durch den Tarif 
vom 6. Mai 1867. (Geſetz-Samml. S. 613.) feſtgeſtellte Abgabe für das Be⸗ 
fahren des Saarkanals vom 16. April d. J. ab nicht ferner zu erheben iſt. 
Zieler Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 12. März 1873. f 
Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An die Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und der Finanzen. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuch bruckerel 
N (R. v. Decker). bi) 


